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Beschlußempfehlung 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 


zu dem Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke 
(Bundesstatistikgesetz — BStatG) 

- Drucksachen 8/2517, 8/3413, 8/3533 - 


Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Dr. Schäfer (Tübingen) 
Berichterstatter im Bundesrat: Minister Dr. Schwarz 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 189. Sitzung am 29. November 1979 be- 
schlossene Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz — 
BStatG) — Drucksachen 8/2517, 8/3413 — wird nach Maßgabe der in der Anlage 
zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermittlungsaus- 
schuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die Änderungen gemein- 
sam abzustimmen ist. 


Bonn, den 23. Januar 1980 


Der Vermittlungsausschuß 

Vogel (Ennepetal) Dr. Schäfer (Tübingen) Dr. Schwarz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Anlage 


Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz — BStatG) 


1. Zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 

In § 3' Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „das vor- 
bereitete Erhebungs- und Aufbereitungspro- 
gramm im Benehmen mit den Ländern insoweit 
festzulegen, als dies für die einheitliche und 
termingemäße Durchführung von Bundes Statisti- 
ken durch die Länder notwendig ist" 
durch die Worte „auf die einheitliche und ter- 
mingemäße Durchführung der Erhebungs- und 
Aufbereitungsprogramme von Bundesstatistiken 
durch die Länder hinzuwirken" 

ersetzt. 


2. Zu § 3 Abs. 1 Nr. 5 

In § 3 Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte ", Abs. 3" 
gestrichen. 

3. Zu § 7 Abs. 1 

In § 7 Abs. 1 wird Satz 2 durch folgende Sätze 
ersetzt: „Die Rechtsvorschrift soll das Informa- 
tionsbedürfnis der Länder berücksichtigen. Sie ist 
auf den Erhebungsvordrucken anzugeben." 
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